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Vier Monate vor  
der Wahl gehen  
Politiker mit  
Zusagen an Beamte 
großzügig um

BBW reicht Klage 
gegen das Land ein

Das Päckchen wird gepackt:



Editorial

<

zunehmend wird den Men-
schen in Deutschland, in Eu-
ropa bewusst, dass sich mit 
dem Zuzug von Menschen 
aus Syrien, Afghanistan, dem 
Irak, aber auch aus den soge-
nannten „sicheren Her-
kunftsländern“ das gesell-
schaftliche Gefüge verän-
dern, verschieben wird. Hat-
ten wir in Mitteleuropa im 
Kern eine noch christlich ge-
prägte Kultur, so wird diese 
letztlich jetzt unter Druck 
geraten. Ich will hier an die-
ser Stelle nicht das Wort re-
den weder den glühenden 
Willkommensverfechtern 
noch den Asylgegnern, trotz-
dem müssen wir die Fragen, 
auch die Ängste der Bürger 
ernst nehmen. Von Monat zu 
Monat wächst der Anteil 
derjenigen, die angesichts 
der dramatisch hohen 
Flüchtlingszahlen Zweifel an 
einer Normalisierung der Si-
tuation haben.

Vor diesem Hintergrund 
führt der BBW Gespräche, 
um Details zur Flüchtlings-
aufnahme und -unterbrin-
gung zu erfahren. Schließlich 
sind viele Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes mitten 
im Geschehen. Deshalb sind 
die Gespräche mit Gemein-
de-, Landkreis- und Städte-
tag, mit Oberbürgermeistern 
betroffener Kommunen und 
mit Landräten auch überaus 
wichtig. 

Einigkeit herrscht in der Ein-
schätzung, dass wir „es 
schaffen können“ und müs-
sen! Was bemängelt wird, ist 
die zumindest anfänglich 
fehlende Koordinierung 
durch die Landesregierung. 
Ob die Haltung „wir fahren 
auf Sicht“ notwendige 
Handlungsoptionen eröff-
net, darf bezweifelt werden. 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,

Als eigenständige Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in der Bundes-
republik Deutschland betreibt der dbb beamtenbund
und tarifunion und mit ihm in Baden-Württemberg
der BBW eine gezielte Berufspolitik für den öffent-
lichen Dienst.

Die an den Problemen der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgerichtete Interessenvertretung
ist nicht nur für diese selbst unverzichtbar:
Sie nützt zugleich den Bürgerinnen und Bürgern
und trägt zur Lösung staatlicher und gesellschafts-
politischer Probleme aus der unverfälschten
Erfahrung und Interessenlage der im öffentlichen
Dienst arbeitenden Menschen bei.

Die alle Sparten und Funktionen des öffentlichen
Dienstes berücksichtigende Mitgliederstruktur des
Beamtenbundes und sein demokratischer Aufbau
garantieren, dass auch in Zeiten wachsender Gleich-
gültigkeit gegenüber Aufgaben, Struktur und Funk-
tion des öffentlichen Dienstes bei politischen
und gesellschaftlichen Instanzen sachverständige
und engagierte Interessenvertretung geleistet wird.
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Editorial

Ihr Volker Stich

Ich bleibe bei meinem Vorschlag zur 
Einrichtung einer „Task-Force“, zusam-
mengesetzt aus Landesregierung, 
dem Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, den Kommunen und 
Hilfsorganisationen, wie dem Roten 
Kreuz, Caritas und Diakonie, unter 
Einbezug des BBW. Große Herausfor-
derungen stehen an, wir brauchen Re-
gistrierungsstrukturen, Unterkünfte, 
Verpflegung, medizinische und soziale 
Betreuung, Hinführung zur Sprache, 
aber auch hilfsbereite Menschen, Ak-
tive im öffentlichen Dienst und Ehren-
amtliche.

Endlich hat die Landesregierung re-
agiert und packt die Versorgungsre-
gelungen zu den Hinzuverdienstgren-
zen an. Dass das Verfahren erneut ein 
Paradelehrstück an Nichtbeteiligung 
war, von BBW und DGB, sei einfach 
nur vermerkt. Inhaltlich ist der Geset-
zesentwurf unzureichend. So fehlt 
nach unserer Überzeugung die klare 
Fokussierung auf eine strenge Aus-
nahmesituation wie die Flüchtlings-
frage und eine Stichtagsregelung. 
Vorbild hierfür könnte der Bund sein. 
Hinzu kommt, dass offensichtlich der 
Innenminister nur unzureichende 
Kenntnis vom Gesetzesentwurf des 
Finanzministers hatte.

Bewegung kommt auch in das Feld ei-
ner möglichen Verfassungsklage. Der 
BBW hat unsere jungen Kolleginnen 
und Kollegen aufgefordert, sich im 
Rahmen einer Musterklage zur Verfü-
gung zu stellen. Die abgesenkte Ein-
gangsbesoldung ist unser Angriffsziel. 
Parallel zu der Klage sollten dann alle 
Betroffenen Widerspruch gegen ihre 
Besoldung einlegen.

Wir ernten viel Verständnis für unser 
Vorgehen zugunsten junger Kollegin-
nen und Kollegen – in der Öffentlich-
keit bis hin in die Politik. So wird die 
abgesenkte Eingangsbesoldung als 
kontraproduktiv in der Frage des Um-
gangs mit dem beruflichen Nach-
wuchs und dem zunehmenden Rekru-
tierungswettbewerb mit der Wirt-
schaft gesehen. Nicht nachvollziehbar 

ist die starrsinnig anmutende Haltung 
der grün-roten Landesregierung in 
dieser Frage. Ausgeglichene Haushal-
te, die jährliche Mehrbelastungen in 
der Flüchtlingsfrage in Milliardenhöhe 
ermöglichen … und dann kein Geld für 
die Beamtinnen und Beamten, insbe-
sondere die Berufsanfänger!?

Seine Rechtfertigung auf den Punkt 
gebracht hat unser Ministerpräsident, 
als er in einer Landespressekonferenz 
von Journalisten hierzu befragt wur-
de. Ja, die abgesenkte Eingangsbesol-
dung sei auch für ihn ein Problem. 
Aber er müsse daran festhalten, da 
ihm bei der Pension (verfassungs-
rechtlich) „die Hände gebunden sind“ 
…

Mit dieser „Erkenntnis“ überlasse ich 
Sie Ihren Gedanken. Ich wünsche Ih-
nen ein gesegnetes Weihnachtsfest 
im Kreise Ihrer Familien und erbitte 
für die kommenden Monate und  
Jahre weiterhin Ihre Solidarität – als  
Tarifbeschäftigte, Beamte und Versor-
gungsempfänger.

Mit kollegialem,  
weihnachtlichem Gruß
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Herbsttagung des Landeshauptvorstands in Schwäbisch Gmünd

Keine Wahlempfehlung, doch:  
Vergessen sind grün-rote Sparpakete 
noch lange nicht
Auf die grün-rote Landesregierung ist man beim BBW nach wie vor nicht 
gut zu sprechen. Dennoch wird die Organisation keine Wahlempfehlung 
aussprechen. „Wir werden nach der Wahl nach vorne schauen, unabhängig 
davon, wer nach dem 13. März 2016 das Land regiert“, sagte BBW-Chef  
Volker Stich am 10. November 2015 vor dem Landeshauptvorstand in 
Schwäbisch Gmünd. Entsprechend hat er das zweithöchste Beschluss-
gremium des BBW auf die Landtagswahl 2016 eingeschworen.

Vergessen sind die grün-roten 
Sparpakete der zu Ende gehen-
den Legislaturperiode deshalb 
aber noch lange nicht. In 
Schwäbisch Gmünd hat der 
BBW-Vorsitzende noch einmal 
Punkt für Punkt aufgelistet, 
was die Regierung Kretsch-
mann dem öffentlichen Dienst 
abverlangt und insbesondere 
den Beamten aufgebürdet hat: 
Zur Liste der grün-roten Grau-
samkeiten zählen die wieder-
holte Verschiebung der Besol-

dungsanpassung, die Absen-
kung der Eingangsbesoldung, 
das Streichen der Altersermä-
ßigung bei den Lehrern und die 
verschiedenen Beihilfekürzun-
gen. Im Gremium war man sich 
einig: Da kommt unterm Strich 
eine ganze Menge zusammen.

 < Landtagswahl 2016

BBW-Chef Stich hat die Wahl-
programme der Parteien stu-
diert und vor dem Landes-

hauptvorstand dazu – soweit 
möglich – Stellung bezogen. 
Mit der SPD war er bei diesem 
Tagesordnungspunkt schnell 
fertig. Von ihr gibt es nämlich 
offiziell noch nichts. Anders 
sieht es bei den Grünen aus. In 
ihrem Wahlprogramm ist Stich 
aufgefallen, dass sie sich darin 
zu den Feldern Polizei, Justiz, 
Schulen und Bildung sowie zur 
Finanzverwaltung detailliert 
äußern, dass es aber zur allge-
meinen Verwaltung und den 
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 < Der Landeshauptvorstand, das zweithöchste Beschlussgremium des BBW, tagte am 10. November in Schwäbisch Gmünd.

 < BBW-Chef Stich listet vor dem 
Landeshauptvorstand noch ein-
mal die fünf Sparpakete auf, die 
die grün-rote Landesregierung 
den Beamten und Versorgungs-
empfängern in der zu Ende ge-
henden Legislaturperiode zuge-
mutet hat.
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Beamten generell auf hundert 
Seiten keine Aussage gibt. 

Das sieht bei der Opposition 
ganz anders aus. So verspricht 
die CDU beispielsweise, dass 
sie die Absenkung der Ein-
gangsbesoldung zurückneh-
men will, Tarifabschlüsse zeit- 
und inhaltsgleich auf den Be-
amtenbereich übertragen wird 
und die Privilegierung der Ge-
meinschaftsschulen beenden 
will.

Ähnlich äußert sich die FDP. 
Auch sie will die Kürzung der 
Eingangsbesoldung zurückneh-
men und Tarifergebnisse 1:1 
auf Beamte und Versorgungs-
empfänger übertragen. Auch 

bei den Gemeinschaftsschulen 
liegen die Liberalen ganz auf 
Linie der CDU. Im Bereich der 
Polizei hingegen unterscheidet 
sich die Schwerpunktsetzung. 
Der CDU sind 1 500 neue Stel-
len wichtig, die FDP hingegen 
hält zusätzliche Polizeipräsidi-
en für unumgänglich. Die Rede 
ist von mindestens zwei, bes-
ser vier.

Wen wundert es da, dass die 
schwarz-gelben Wahlverspre-
chen von den Delegierten des 
Landeshauptvorstands mit 
Wohlwollen aufgenommen 
wurden, die der Grünen – spe-
ziell zum Bildungsbereich und 
der Polizei – hingegen vielfach 
mit Ablehnung. 

 < BBW-Chef Volker Stich verabschiedet den langjährigen BTB-Vorsitzenden 
Bernfried Glück (rechts) mit Worten des Dankes für die gute Zusammen-
arbeit aus dem Landeshauptvorstand.

Zum Nachlesen:

Die grün-roten Sparpakete
Der BBW hält an seiner guten Tradition fest: Die Organisation 
wird auch zur Landtagswahl im Frühjahr 2016 keine Wahlemp-
fehlung aussprechen. Das hat BBW-Chef Volker Stich bei der 
Sitzung des Landeshauptvorstands in Schwäbisch Gmünd un-
terstrichen. Zugleich hat er aber auch darauf hingewiesen, 
dass die Beamtensonderopfer in Baden-Württemberg die poli-
tische Arbeit in den zurückliegenden Jahren überschattet hät-
ten. Punkt für Punkt listete er nochmals auf, was Grün-Rot Be-
amten und Versorgungsempfängern seit Amtsantritt im Jahr 
2011 abverlangt hat:

 > das Sparpaket I im Jahr 2011 mit der siebenmonatigen Ver-
schiebung der Besoldungsübernahme, der Erhöhung der 
Kostendämpfungspauschale und des Eigenbetrags für Wahl-
leistungen im Bereich der Beihilfe;

 > das Sparpaket II im Jahr 2012 mit der Absenkung der Ein-
gangsbesoldung, einer erneuten Erhöhung der Kostendämp-
fungspauschale und weiteren Beihilfekürzungen (Abschmel-
zen der Beihilfe auf 50 Prozent für Ehegatten von neuen  
Beamten, Abschmelzen der Beihilfe auf 70 Prozent für zahn-
technische Leistungen);

 > das Sparpaket III in den Jahren 2013 und 2014 mit der Besol-
dungsverschiebung um jeweils sechs, neun beziehungsweise 
12 Monate

 > die Sparrunde IV im Jahr 2014 mit der Kürzung der Alterser-
mäßigung Lehrerinnen und Lehrer, von der die Hälfte der  
baden-württembergischen Beamtenschaft betroffen ist;

 > die Sparrunde V für die Jahre 2015 und 2016 mit der Besol-
dungsverschiebung um vier und acht Monate. 

Bernfried Glück verabschiedet

Dank und Anerkennung 
für berufspolitisches  
Engagement 
Mit Worten des Dankes und der 
Anerkennung für die engagierte 
Arbeit an der Spitze des BTB und 
nach der Fusion von BTB und 
Komba in der Gemeinschaftsor-
ganisation BTBkomba hat BBW-
Vorsitzender Volker Stich den 
langjährigen BTB-Landesvorsit-
zenden Bernfried Glück aus dem 
Landeshauptvorstand des BBW 
verabschiedet.

In seiner Laudatio erinnerte 
Stich an den gewerkschaftspo-
litischen Werdegang Glücks, 
der ein Beleg für sein Engage-
ment im Interesse der techni-
schen Fachverwaltung und der 
dort Beschäftigten sei. 

Als Nachfolger des BBW-Ehren-
vorsitzenden Horst Bäuerle 
und des BBW-Ehrenmitglieds 
Manfred Stutz war Glück vom 
1. Juli 2007 bis 31. Dezember 
2011 Vorsitzender des BTB in 
Baden-Württemberg. In diese 
Zeit fiel auch die Fusion von 

BTB mit der Komba Gewerk-
schaft, die Glück federführend 
mit ausgehandelt hatte. Mit 
der Gründung von BTBkomba 
am 20. Juli 2010 übernahm 
Glück auch den Vorsitz dieser 
neuen Organisation im BBW. 
Diesen Vorsitz hat er im Som-
mer beim Gewerkschaftstag 
von BTBkomba an Dr. Wolf 
Zitzmann übergeben. In der 
Folge ehrte der BTBkomba-Ge-
werkschaftstag den Kollegen 
Bernfried Glück mit der Ernen-
nung zum Ehrenvorsitzenden 
von BTBkomba. 

Neben seinem Engagement für 
BTB beziehungsweise BTBkom-
ba war Bernfried Glück auch 
über viele Jahre in verschiede-
nen Personalratsgremien aktiv 
und hat sich auch hier für die Be-
lange der Beschäftigten in der 
technischen Verwaltung einge-
setzt. Außerdem ist er nach wie 
vor beim BTB auf Bundesebene 
aktiv. 
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Podiumsdiskussion mit Vertretern der vier Landtagsfraktionen in  
Schwäbisch Gmünd

Vier Monate vor der Wahl gehen Politiker 
mit Zusagen an Beamte großzügig um
Ob CDU, Liberale, SPD oder Grüne, nach der Wahl streben offensichtlich 
alle einen Pakt mit dem BBW an. Entsprechend äußerten sich die Vertreter 
der vier Landtagsfraktionen, die der BBW zu einer Podiumsdiskussion nach 
Schwäbisch Gmünd eingeladen hatte. Was hat die Politik mit dem öffent-
lichen Dienst, insbesondere mit den Beamten vor? Diese Frage bewegt gut 
vier Monate vor der Landtagswahl alle in der Organisation, wohlwissend 
wie Wahlversprechen letztlich einzuordnen sind. 

Mit wohlklingenden Verspre-
chen hielten sich alle vier Land-
tagsabgeordneten nicht zu-
rück. Grüne und SPD verspra-
chen einen besseren Dialog. 
„wir wollen auf dem Dialog-
weg ein Gesamtpaket errei-
chen“, sagte Grünen-Finanzpo-
litikerin Muhterem Aras vor 
dem Landeshauptvorstand und 
geladenen Gästen. Unumwun-
den räumte sie Kommunikati-
onsfehler in der Vergangenheit 
ein, betonte allerdings zu-
gleich: „Inhaltlich haben wir 
nichts falsch gemacht.“

Ähnlich sah es Klaus Maier, ihr 
Abgeordneten-Kollege von der 
SPD. Ihm war allerdings wichtig 
nach der Bemerkung „Zu  
einem Pakt gehören zwei“,  
darauf zu verweisen, dass seine 
Fraktion dem BBW noch vor ein 
paar Monaten das Angebot für 
einen Pakt mit der Landesre-

gierung unterbreitet habe, dort 
aber auf Ablehnung gestoßen 
sei. Erst auf Nachfrage des Mo-
derators, was die SPD vorhabe, 
sollte sie wieder in Regierungs-
verantwortung kommen, er-
klärte er schließlich: „Wir stre-
ben einen Pakt an.“

Eine verbindliche Vereinbarung 
hat es mit der Regierung Oet-
tingers schon einmal gegeben. 
Darin hatte man mögliche Ein-
griffe sowie Tabubereiche, 
sprich Zugeständnisse gegen-
über dem BBW für eine Legisla-
turperiode festgeschrieben. 
Nach Ansicht von BBW-Chef 
Stich ist die Neuauflage eines 
solchen Vertrages überfällig. 
„Grün-Rot hat den Beamten viel 
zugemutet, zu viel.“ Das unter-
streicht der Landesvorsitzende 
des BBW bei jeder Gelegenheit, 
zuletzt wieder auf dem Podium 
in Schwäbisch Gmünd. Es sei an 

der Zeit, dass man zu „einem 
konstruktiven Miteinander“  
zurückfinde, sagte er dort und 
listete die entscheidenden For-
derungen des BBW auf: Aufhe-
bung der abgesenkten Ein-
gangsbesoldung für junge Be-
amtinnen und Beamte und die 
1:1-Übernahme von künftigen 
Tarifergebnissen auf den Beam-
tenbereich. Insbesondere aber 
müsse die Regierung wieder 
den Dialog mit den Beamten 
aufnehmen.

Wie schlecht die Kommunikati-
on mit der grün-roten Regie-
rung derzeit klappt, dafür hatte 
Stich in Schwäbisch Gmünd ein 
aktuelles Beispiel parat: Der Be-
amtenbund sei es gewesen, der 
eine Sonderregelung für den 
Hinzuverdienst von jenen pen-
sionierten Beamten angesto-
ßen habe, die zur Bewältigung 
der Flüchtlingskrise eingesetzt 

sind. „Dass Grün-Rot die Idee 
aufgegriffen und einen entspre-
chenden Gesetzentwurf auf 
den Weg gebracht habe, das ha-
ben wir aus der Sonntagszei-
tung erfahren“, merkte Stich 
dazu verschnupft an.

Muhterem Aras, die Abgeordne-
te der Bündnisgrünen, zeigt Ver-
ständnis für die Reaktion: „Ich 
stimme Ihnen zu“, sagt sie und 
verspricht für die Zukunft eine 
verbesserte Kommunikation.

Für die Opposition steht außer 
Frage, dass sich im Verhältnis 
zwischen der Landesregierung 
und den öffentlich Beschäftig-
ten samt ihrer gewerkschaftli-
chen Vertretung, dem BBW, ei-
niges ändern muss. CDU-Vize-
landtagsfraktionschef Winfried 
Mack versprach die Aufhebung 
der abgesenkten Eingangsbe-
soldung und die zeit- und in-
haltsgleiche Übernahme künf-
tiger Tarifergebnisse auf den 
Beamtenbereich.

FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich 
Rülke kritisierte heftig die grün-
rote Sparpolitik. Sparbeschlüsse 
müssten „lastengerecht verteilt 
werden“. Grün-Rot habe statt-
dessen gleich zu Beginn der Le-
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 < Die Diskussionsrunde – noch nicht ganz vollständig (von links): Klaus Maier (SPD), Muhterem Aras (Bündnis 90/Die Grünen), Winfried Mack (CDU) und 
BBW-Chef Volker Stich …
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gislatur nahezu 200 Stellen in 
Spitzenpositionen der Verwal-
tung geschaffen.

Im Falle eines Regierungswech-
sels sprach sich Rülke für kon-
sequentes Sparen aus, etwa 
durch Zusammenlegung von 
Verkehrs- und Umweltministe-
rium und die Auflösung des In-
tegrationsministeriums.

Auf die Polizeireform einge-
hend, die der SPD-Abgeordnete 
Maier als „mutigen Schritt“ 
seines Parteifreundes, Innen-
minister Reinhold Gall, gelobt 
hatte, forderte Rülke „mindes-
tens zwei bis vier zusätzliche 
Präsidien, weil man mit der Re-
form viel zu große Einheiten 
geschaffen habe.“ Auch Mack 
sprach sich für Korrekturen 
aus. „Die CDU wird 1 500 zu-
sätzliche Stellen schaffen“, 
kündigte er an, behielt jedoch 
wohlwissend für sich, dass die 
Ausbildung von Polizeibeamten 
erst einmal drei Jahre dauern 

wird, bevor sie zum Einsatz 
kommen.

Aras und Maier versicherten, 
dass Grün-Rot in der neuen Le-
gislaturperiode keine neuen 
Reformprojekte in Angriff neh-
men wolle. „Jetzt gehe es dar-
um, die Dinge, die wir ange-
stoßen haben, kontinuierlich 
weiterzuentwickeln“, sagte 
Aras. Maier versicherte, von 
der einst geplanten Landkreis-
reform habe man sich verab-
schiedet. „Wir wollen mit den 
Regierungspräsidien weiter 
zusammenarbeiten“, versi-
cherte er und räumte ein: Die-
se Einsicht sei erst in den ver-
gangenen Jahren gekommen, 
weil „wir gemerkt haben, dass 
dort sehr gute Arbeit geleistet 
wird.“

Podiumsdiskussionen stehen 
und fallen mit den Akteuren. 
Dass sich in Schwäbisch 
Gmünd keiner der fünf Disku-
tanten um eine klare Antwort 

herummogeln konnte, dafür 
sorgte Moderator Frank Krau-
se, Chefreporter bei den Stutt-
garter Nachrichten. Er ließ kei-
nen vom Haken, weder die  
Vertreter der Regierungsfrakti-
onen noch die der Opposition. 
Er verlangte klare Antworten 
auf klare Fragen und setzte 
sich auf charmante und witzige 
Art und Weise immer auch 
dann durch, wenn einer der 
Diskutanten versuchte, vom 
Thema abzuschweifen. 

 < … FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke (Mitte), der Fünfte im Bunde, kam 
mit Verspätung. Er war im Berufsverkehr stecken geblieben.

 < Muhterem Aras: „Wir haben 
inhaltlich nichts falsch  
gemacht, aber falsch  
kommuniziert.“

 < Klaus Maier (SPD): „Zu einem 
Pakt gehören immer zwei.“

 < CDU-Vizefraktionsvorsitzender  
Winfried Mack: „Wir werden die 
Absenkung der Eingangsbesol-
dung zurücknehmen und Tarif-
ergebnisse zeit- und inhalts-
gleich auf den Beamtenbereich 
übertragen.“

 < FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich 
Rülke: „Sparmaßnahmen  
müssen lastengerecht verteilt 
werden.“

 < Moderator Frank Krause (rechts) mit dem SPD-Abgeordneten Klaus 
Maier.

 < Gruppenbild mit Dame: der Moderator und die fünf Diskutanten (von rechts): Frank Krause (Stuttgarter Nachrich-
ten); Klaus Maier (SPD); Muhterem Aras (Bündnis 90/die Grünen); BBW-Chef Volker Stich, Winfried Mack (CDU); 
Hans-Ulrich Rülke (FDP).
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Absenkung der Eingangsbesoldung

BBW leitet Klage gegen das Land ein
Der BBW – Beamtenbund Tarifunion verklagt das Land. Anlass ist die ab-
gesenkte Eingangsbesoldung für junge Beamtinnen und Beamte. Noch in 
diesem Jahr soll die Klage beim Verwaltungsgericht eingereicht werden. 

Öffentlich wurde das Vorhaben 
durch einen Bericht der „Stutt-
garter Nachrichten“  an dem 
Wochenende, an dem die Lan-
des-CDU ihren Parteitag ab-
hielt. „Beamtenbund verklagt 
das Land“ titelte die Zeitung in 
der Samstagsausgabe vom 21. 
November 2015.

Der Landesdienst der Deut-
schen Presseagentur dpa/lsw 
griff die Nachricht sofort auf 
und sorgte damit dafür, dass 
die „Südwest Presse“ und auch 
die „Welt“ einen entsprechen-
den Bericht noch am gleichen 
Tage über ihre Online-Ausga-
ben verbreiteten.

In den „Stuttgarter Nachrich-
ten“ war die Nachricht von der 
bevorstehenden Klage des Be-
amtenbundes gegen das Land 
der Aufmacher auf der Seite 1. 
„Es ist ein bisher nie da gewe-
sener Vorgang: Der Beamten-
bund im Südwesten geht mit 
Rückendeckung des Bundes-
verbands juristisch gegen die 
Landesregierung vor und ver-

klagt Grün-
Rot wegen 
der Entschei-
dung, jungen 
Beamten drei 
Jahre lang die 
Eingangsbe-
soldung um 
bis zu acht 
Prozent zu 
kürzen“, 
schrieb Frank 
Krause, der 
Verfasser des 
Artikels. Er zi-
tierte BBW-
Chef Stich mit 
den Worten: 
„Wir ziehen das 
jetzt durch, not-
falls bis zu einer 
Verfassungsbe-
schwerde vor 
dem Bundesver-
fassungsgericht.“

Die dbb Bundes-
leitung hatte bei 
einer Sitzung Mit-
te November 
grünes Licht für 
die Klage gegeben. 
Sie sicherte dem 
BBW entsprechen-
den Rechtsschutz 
zu. Wer die Klage 
beim Verwaltungs-
gericht einreicht, ist 
derzeit noch nicht 
sicher. Laut BBW-
Chef Stich werden 

dies Kolleginnen oder Kollegen 
aus der technischen Fachver-
waltung, dem Gesundheitsbe-
reich oder aus den Schulen 
übernehmen.

Bereits die schwarz-gelbe Vor-
gängerregierung hatte die Ein-
gangsbesoldung für junge  
Beamte im höheren Dienst  
(ab A 12) für drei Jahre um vier 
Prozent abgesenkt. Grün-Rot 
weitete im Jahr 2013 die vier-
prozentige Absenkung der Ein-
gangsbesoldung auf den geho-
benen Dienst (A 9, A 10) aus 
und kürzte für Berufseinsteiger 
in höheren Besoldungsgruppen 
die Besoldung um weitere vier 
Prozent. Im Klartext: Berufsan-
fänger mit abgeschlossenem 
Hochschulstudium, die die Be-
amtenlaufbahn einschlagen, 
müssen sich seit 2013 drei Jah-
re lang mit acht Prozent weni-
ger Gehalt zufriedengeben.

Die erweiterte Absenkung der 
Eingangsbesoldung ist Be-
standteil der fünf Sparpakete, 
die die grün-rote Landesregie-
rung Beamten und Versor-
gungsempfängern seit Regie-
rungsübernahme im Jahr 2011 
verordnet hat. Der BBW hat 
den einseitigen Sparkurs zulas-
ten des Beamtenbereiches von 
Anfang an scharf kritisiert. Als 
gravierendsten Fehler bezeich-
net BBW-Chef Stich jedoch die 
erweiterte Absenkung der Ein-
gangsbesoldung, durch die das 
Land jährlich rund 130 Millio-
nen Euro einspart. Stich ist 
aber nicht nur überzeugt, dass 
Grün-Rot hier an der falschen 
Stelle spart, weil mit niedrigen 
Eingangsgehältern der Wettbe-
werb mit der Privatwirtschaft 
um den dringend benötigten 
qualifizierten Nachwuchs nicht 
zu gewinnen ist. Spätestens 
seit dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts zur Richterbe-
soldung vom Mai dieses Jahres 
ist er sich zudem sicher, dass 
Grün-Rot mit der abgesenkten 
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Wetter

Mittags 8°
Nachts  0°
Kühler, bewölkt mit 
Regen oder Schneeregen
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Jetzt noch Steuern sparen: 
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Wochen des Jahres 
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Warum ein Leben 
ganz ohne Grenzen 
nicht möglich ist
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Sport

VfB-Stürmer Timo Werner 
über seinen Konflikt mit 
dem Trainer
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Stuttgart und Region

Spektakuläre Rettung: 
Feuerwehr holt Hund aus 
reißendem Bach
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Wir stellen die 
wichtigsten Begriffe der 
Graffiti-Sprayer vor
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Von Frank Krause

STUTTGART/BERLIN.  Es ist ein bislang nie dagewesener  Vorgang:  Der  Beamtenbund  imSüdwesten  geht  mit  Rückendeckung  desBundesverbands  juristisch  gegen  die  Landesregierung  vor  und  verklagt  GrünRotwegen  der  Entscheidung,  jungen  Beamtendrei Jahre lang die Eingangsbesoldung umbis zu acht Prozent zu kürzen. Entsprechen

de Informationen unserer Zeitung bestätigteBeamtenbundLandeschef Volker Stich amFreitag: „Wir ziehen das jetzt durch, notfallsbis zu einer Verfassungsbeschwerde vor demBundesverfassungsgericht.“Demnach beschloss der neunköpfige Bundesvorstand  des  Beamtenbunds  bei  einerSitzung diese Woche in Berlin den spektakulären Schritt und sicherte dem Landesverband  in  Stuttgart  den  entsprechendenRechtsschutz und die Übernahme der Anwaltskosten zu. Die Klage wird  laut Stich„noch in diesem Jahr beim Verwaltungsgericht  eingereicht“  –  entweder  durch  einenbetroffenen Lehrer oder einen Beamten ausder technischen Verwaltung. Der Beamtenbund hatte wiederholt kritisiert,  dass  GrünRot  mit  diesem  Sparbe

schluss  den  öffentlichen  Dienst  für  jungeLeute unattraktiv mache. „Im Wettbewerbmit  der  freien  Wirtschaft  um  Nachwuchskräfte ist das ein fatales Signal“, so Stich. Nach  Berechnungen  des  Beamtenbundstrifft  die  Gehaltskürzung,  die  es  seit  2013gibt, bis zu 20 000 Jungbeamte im Land abder Gehaltsstufe A 9. Sie müssen drei Jahrelang umgerechnet jeweils auf ein Monatsgehalt verzichten. Das Land spare damit rund130 Millionen Euro jährlich, so Stich. Der  Beamtenbund  stützt  sich  in  seinerKlage auf ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom Mai. Da hatten die Richter ineinem Urteil zur Richterbesoldung in SachsenAnhalt entschieden, dass junge Richternicht schlechter bezahlt werden dürfen. E Kommentar

Ärger um gekürzte Besoldung: Beamtenbund verklagt LandExklusiv  Landesverband zieht gegen Grün-Rot vors VerwaltungsgerichtLange hat er gedroht, nun macht er Ernst. Der baden-württembergische Beamtenbund verklagt die Landesregie-rung wegen der abgesenkten Eingangs-besoldung für junge Beamte.

Von Klaus Köster

STUTTGART.  In Millionen Dieselfahrzeugenhat VW eine Software eingesetzt, mit der aufPrüfständen die Messwerte für Abgase geschönt werden. Doch nun läuft der Stuttgarter BoschKonzern Gefahr, in den Skandalhineingezogen zu werden.Medienberichte,  wonach  Bosch  VW  bereits  2007  davor  gewarnt  habe,  seine  fürTestzwecke  vorgesehene  Software  im  normalen Fahrbetrieb einzusetzen, haben nun

offenbar das USJustizministerium auf denPlan  gerufen.  Staatsanwälte  prüften,  obBosch von den Schummeleien gewusst habeoder  daran  beteiligt  gewesen  sei,  sagtenmehrere  mit  der  Angelegenheit  vertrautePersonen der Nachrichtenagentur Reuters. Nach Ansicht eines Experten für internationales Wirtschaftsrecht sind diese Ermittlungen für Bosch nicht ungefährlich. „WennBosch Software in dem Wissen liefert, dassdiese missbraucht wird,  ist das Unternehmen zum Einschreiten verpflichtet“,  sagte

der Jurist, der wegen möglicher Interessenkonflikte nicht genannt werden will, unsererZeitung. Könne dem Konzern nachgewiesenwerden, dass er einen Missbrauch „sehendenAuges“ zugelassen hat, könne dies zu Schadenersatzansprüchen führen.Der starke USBezug der Dieselaffäre erschwere die rechtliche Position von Bosch.Während Verfahren in Deutschland nur aufder  Basis  substanzieller  Vorwürfe  eröffnetwürden, gebe es in den USA das sogenannteDiscoveryVerfahren, in dem die Beteiligten

vor dem Prozess umfangreiche Unterlagenherausgeben müssen. Die Gegenseite könnedaher „Vorwürfe ins Blaue erheben und danach versuchen, diese mit dem Material ausdem DiscoveryVerfahren zu untermauern“.Ein  BoschSprecher  sagte  unserer  Zeitung,  man  kommentiere  die  Berichte  überErmittlungen  in  den  USA  nicht.  Auch  zuMedienberichten,  wonach  Bosch  VW  voreinem Missbrauch seiner Software gewarnthabe, nahm Bosch bisher keine Stellung.E Wirtschaft Seite 11

VW-Skandal wird für Bosch zum RisikoUS-Justiz prüft mögliche Verstrickung des Konzerns – Experte: Ein Zulieferer darf Manipulationen nicht sehenden Auges zulassen

Zehn Jahre Merkel

Sie ist die dienstälteste Regierungschefin in der Europäischen Union: An diesem Sonntag regiert Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) Deutschland genau zehn Jahre. Drei Hilfspa-

kete für Griechenland, die Einführung des Mindestlohns und die Aussetzung der Wehr-pflicht fallen unter anderem in ihre Amtszeit. Was sich sonst noch geändert hat? Zum Bei-

spiel die Farbe der Blazer, die Merkel an ihrenzehn Neujahrsansprachen trug: 2005–2009 (o. v. li.) und 2010–2014 (u. v. li.). Foto: dpa¿ Seite 3

Tote bei 
Geiselnahme in 
Luxushotel
El-Kaida-Gruppe bekennt sich 
zu Angriff in Mali 

BAMAKO  (dpa). Nach einem islamistischenTerrorangriff  auf  ein  Luxushotel  in  MalisHauptstadt Bamako ist die Geiselnahme vonzeitweise bis zu 170 Menschen beendet. Dassagte der malische Innenminister Salif Traoré am Freitag. Gegen die Terroristen, die sichim siebten Stock des Gebäudes verschanzthatten, wurden Spezialeinheiten eingesetzt.Der  Minister  wollte  zunächst  keine  abschließenden Angaben zur Zahl der Todesopfer machen. In Kreisen der UNBlauhelmmission in Mali war von mindestens 27 Totendie Rede.
Unter zeitweise bis zu 170 Geiseln warenvier Deutsche, die entkommen konnten, wieBundesaußenminister  FrankWalter  Steinmeier sagte. In dem bei Geschäftsleuten undDiplomaten beliebten Hotel befanden sichauch türkische, indische, chinesische, französische und belgische Staatsbürger. Zu demAnschlag bekannten sich Berichten zufolgezwei mit dem Terrornetzwerk El Kaida verbundene Islamistengruppen.

E Seite 4

STUTTGART  Jeder  Wohnungseinbruch sei „ein Eindringen in  den  höchstpersönlichen Lebensbereich,  und  das  belastet jedes einzelne Opfer ungemein“,  sagt  Landesinnenminister  Reinhold  Gall  (SPD). Die Polizei appelliert daher, in der „dunklen Jahreszeit“ besonders aufmerksam zu sein und verdächtige Beobachtungen und Personen der Polizei zu melden – auch  wenn  man  selber  nicht  betroffen  ist. Besonders  in  den  Wochen  vor  Weihnachten herrsche  Hochbetrieb  in  den  Einbruchskommissariaten  der  Polizei.  „Konfrontationen mit dem Einbrecher sollte man auf jeden Fall vermeiden“, rät Bianca Biwer vom Opferhilfeverein Weißer Ring in Mainz.E Landesnachrichten Seite 6

Massenschlägerei 
in Stuttgarter 
Flüchtlingsquartier
STUTTGART (jbo). Ein Streit unter Flüchtlingen  über  nicht  weggeräumten  Müll  ist  ineiner  Stuttgarter  Notunterkunft  eskaliert.In der AlfredWaisHalle in Birkach beteiligten  sich  am  späten  Donnerstagabendmindestens 30 Bewohner an einer Massenschlägerei. Neun Asylbewerber wurden verletzt,  einer  davon  musste  in  ein  Krankenhaus  gebracht  werden.  Die  Polizei  nahmsechs junge Männer vorläufig fest. Die Stadt hat inzwischen das Sicherheitspersonal in der Halle verdoppelt. Sie überlegt, einzelne Flüchtlinge in andere Unterkünfte zu bringen, um die Lage zu beruhigen. Auch in der Region kam es in den vergangenen Wochen verstärkt zu handfestenAuseinandersetzungen  in  den  überfülltenFlüchtlingsunterkünften.

E Stuttgart und Region Seite 21

Opferverband:
Konfrontation mit 
Einbrechern meiden 

Viel Feind,
viel Air
Eine Heilpraktikerin aus Jena legt sich mitden Gesundheitsbehörden an. Sie will ihrePatienten weiterhin mit Bienenluft behandeln, obwohl dies laut den Behörden allergische Reaktionen auslösen kann. Luft ausBienenstöcken hilft  angeblich bienen kurzer Zeit gegen Bronchitis und sticht dabeidie  Schulmedizin  aus.  Der  Erfinder  derTherapie  ist ein Imker aus Oberschwaben,dem es gar nicht passt, dass die Heilpraktikerin so mit den Flügeln schlägt. Er selbsthat sich mit dem Regierungspräsidium Tübingen  ohne  Aufsehen  darauf  verständigt,nur  noch  von  einem  Wellnessangebot  zu  sprechen.Demnach  macht  Bienenluft  zwar  nicht  gesund.Aber wer daran glaubt,kriegt vielleicht sogar eineWespentaille. (rai)
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Die Rechnung
Beamtenbund macht Ernst: Klage gegen Grün-Rot wegen Sparkurses

Von Frank Krause

Soll niemand in der Politik sagen, man hätte das nicht ahnen können: Seit Monaten hat sich der Beamtenbund über den Sparkurs der Landesregierung beklagt. Wiederholt haben die Staatsdiener unter ihrem Vormann Volker Stich mit dem Gang vor Gericht gedroht, wenn nur bei den Beamten gespart werde und die Regierenden selbst vor fundamentalen Kürzungen nicht haltmachen. Allein, GrünRot ließ das weitgehend an sich abperlen, nach dem Motto: Wir müssen bei den Personalkosten sparen, also wird bei den Staatsdienern gekürzt, die haben ja einen unkündbaren Job und sollen zufrieden sein. 

Welch Fehleinschätzung! Jetzt passiertdas, was in einem guten Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber eigentlich nie passieren sollte: Der Beamtenbund verklagt die Landesregierung wegen der gesenkten Eingangsbesoldung für junge Beamte. Wie entschlossen man ist, zeigt die Tatsache, dass der Bundesvorstand das Vorgehen nicht nur billigt, sondern einstimmig unterstützt. Schon in den nächsten Wochen wird die Klage eingereicht, fortan wird das Thema zum Dauerbrenner. Denn der Beamtenbund ist entschlossen, durch alle Instanzen bis zum Bundesverfassungsgericht zu ziehen, um den öffentlichen Dienst für junge Leute attraktiv zu halten und damit diesem Berufszweig eine Perspektive zu geben. 
Für die Koalition von Ministerpräsident Kretschmann ist die Klage und die zu erwartende bundesweite Diskussion darüber ein Stich ins Herz ihres Politikverständnisses. Jetzt rächt sich, dass der Regierungschef zwar gerne über Bürgerbeteiligung redet, im Fall des Beamtenbunds den Dialog aber sträflich vernachlässigte. Wer so mit seinen eigenen Mitarbeitern umgeht, darf sich über Protest nicht wundern. 
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Hamburger SV – Borussia Dortmund 3:1
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Heute mit Sonderbeilage

Was wird gezeigt?

Ein Pferdekarussell und viele 

Artisten in der Luft – das ist 

aber noch lange nicht alles. 

Im Dreistundenprogramm 

findet jeder seinen Favoriten. 
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Wie war es früher?

Die Superstars der Jongleure 

sind zu allen Zeiten in

Stuttgart zu Gast gewesen. 

Dabei kommen nicht nur

Erinnerungen an Rastelli auf. 
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Das Geheimnis 

Wie wird eine Show zum gro-

ßen Bruder? Eine Plauderei 

mit den Produzenten über 

Artisten aus China und die 

Wünsche der Zuschauer. 
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E in Besuch im Zirkus verspricht ein be-

sonderes Erlebnis – nicht nur deshalb

hat der Weltweihnachtscircus Tausen-

de Stammbesucher. Die wissen genau, was

sich wo abspielt, nicht nur in der Manege.

Vom Parkplatz über den Pausenclown und

die Superkopfstand-Artisten bis zur Brat-

wurst: Es gibt viele Dinge, die zum Gesamt-

erlebnis „Zirkus“ beitragen – und zu dem

Urteil „Das war ein toller Abend“. Wenn man

sich auf einige Details einstellt, wird jeder

Besucher das Motto der Produzenten, „Span-

nung, Schönheit und Sensation“, erkennen.

Das fängt beim Kartenkauf an. Die 2400

Plätze im Zelt sind in sieben Kategorien ein-

geteilt. Die Hälfte ist nummeriert wie im

Theater: in den Logen, auf dem Balkon und

im Sperrsitz A. Wer sich eine solche Karte

gönnt, für den reicht es, seinen Platz 10 bis

15 Minuten vor dem Beginn der Vorstellung

einzunehmen. Auf den Eintrittskarten für

Sperrsitz 1, Sperrsitz 2 und Erster Rang steht

„Freie Platzwahl“. Das heißt: die Ersten su-

chen sich die besten Plätze aus. Deshalb bil-

den sich für jede Vorstellung Warteschlan-

gen am Eingang. Einlass ist eine Stunde vor

Beginn. Früher zu kommen schadet nicht.

Apropos Zeit. Gut zu wissen ist auch, dass

die Vorstellung gut drei Stunden dauert: je-

de Programmhälfte rund 80 Minuten, da-

zwischen 25 Minuten Pause. Wer also beson-

dere Bedürfnisse hat, sollte sich darauf ein-

stellen – denn viele Besucher stört es, wenn

andere Zuschauer zwischendurch raus-

gehen. Zirkus ist auch schön für Kinder. Für

viele kleine Besucher aber können drei Stun-

den Zugucken zu lang werden, auch wenn

Artisten oder Pferde noch so spannend sind.

Das Zirkuscafé ist der Ort der Entspan-

nung. Wer auch in der Pause dort einen

Tisch sicher haben möchte, kann sich den

reservieren lassen. Den Mantel nimmt man

mit an den Platz, man braucht ihn aber sel-

ten. Denn das Zelt ist angenehm temperiert.

Wer sich nach der Vorstellung noch Zeit

lässt, kann das Erlebte besser verarbeiten –

das ist wie im Theater oder im Kino. Und

nach dem Absacker kommt man auch mit

dem Auto zügig vom Parkplatz weg. Um

nicht vor der Ausfahrt warten zu müssen, ge-

hen viele Zuschauer schon während der letz-

ten Nummern. Dieses Davonrennen aber

empfinden die Artisten als Missachtung – sie

leben nicht nur von der Gage, sondern auch

vom Applaus. Und es gibt viele Zuschauer,

für die Schlussapplaus und Finale zu einer

gelungenen Vorstellung gehören, wie im

Theater. Apropos Hin- und Heimkommen:

zum Weltweihnachtscircus fahren S- und

Stadtbahnen – der Fahrschein für die Öffent-

lichen ist im Ticketpreis enthalten. Park-

platzgebühren müssen selbst bezahlt wer-

den. Auch deshalb lohnt der Vorverkauf. dir

L Der Weltweihnachtscircus spielt von Don-

nerstag, 10. Dezember, bis Sonntag, 10. Ja-

nuar 2016, auf dem Cannstatter Wasen.

Mehr Service auf Seite 2 dieser Beilage.

Sitzen und 

Schauen
T i p p s  n i c h t  n u r  

f ü r  S t a m m g ä s t e

Feeling, das fehlt aber total“. Und das sei

eben das Wichtige beim Zirkus- wie beim

Festivalbesuch. Ebenso wie die Überra-

schung, der „Wow-Effekt“. Beispiele dafür

seien die Luftartistin Anastasia Makeeva im

vergangenen Jahr und die Schleuderbrett-

nummer Sokolov, die 2013/14 zu Mozartmu-

sik im Barock-Outfit arbeitete – beide Acts

avancierten sofort zu Publikumslieblingen. 

„Bei jedem Festival finde ich etwas Tol-

les“, sagt van der Meyden. Die Weltklasse so

mancher Nummer aber habe er erst vor Ort

entdeckt. Dann müsse er rasch Verträge ab-

schließen, „die Kollegen schlafen nicht“. Vor

ein paar Jahren glückte ihm eine Entde-

ckung fast vor der Haustür. Da arbeitete ein

Handstandkünstler aus Bulgarien im hollän-

dischen Zirkus Hermann Renz. Van der Mey-

den sah den Artisten, staunte nicht schlecht

und engagierte ihn für seine Weltweih-

nachtscircusse in Stuttgart und Amsterdam.

Es war Encho Keryazov – der heute zu den

Weltstars seiner Zunft gehört. Dieter Rogner

dazu, das Nachwuchsfestival „Cirque du de-

main“ in Paris, das Festival Latina Roma; in

Sotschi gab es nicht nur Olympische Spiele,

sondern in diesem Juni auch den „Interna-

tional Circus Award“.

Van der Meyden war

dort auf Artistensuche,

aber auch als Jurymit-

glied. Sotschi war zwar

fest in russischer Hand,

als einer der wenigen

Westeuropäer aber

wurde David Larible als

„bester Clown“ ausge-

zeichnet. Van der Mey-

den weiß, was gut ist:

er hat den Italiener schon oft verpflichtet,

und der ist den Besuchern des Weltweih-

nachtscircus längst ans Herz gewachsen.

Warum tut sich van der Meyden den

Stress des Reisens an, wo es doch gute Vi-

deos gibt? Ein Film könne noch so gut sein,

meint van der Meyden, „die Emotion, das

chen. Also jede Menge Zeit fürs Vorausden-

ken. „Mit dem übernächsten Programm bin

ich fast fertig“, sagt van der Meyden, „auch

für 2017 habe ich schon Acts gebucht.“ Die

sollen heute zum Stil

des „Neuen Zirkus“ pas-

sen – der emotional

anrührenden Mischung

aus Inszenierung, Bal-

lett und Artistik. 

Zirkusfestivals sind

Familientreffen der

Branche. Es sind aber

auch Veranstaltungen,

die einer Leistungs-

schau oder Messe glei-

chen, bei denen Agenten und Zirkusdirekto-

ren Acts buchen. Platzhirsch ist das Festival

von Monte Carlo, das Fürst Rainier III. 1974

gründete. Dort werden die Oscars der Zir-

kusbranche verliehen. Bei Kennern und Pro-

fis haben andere Festivals den Status des Ge-

heimtipps hinter sich gelassen. Massy gehört

I ch war vor ein paar Tagen noch in China,

und übermorgen fliege ich nach Italien,

zum Festival Latina Roma.“ Henk van der

Meyden berichtet begeistert von seinen Zir-

kusreisen. Alle Künstler, die im Weltweih-

nachtscircus auftreten, hat der Produzent

aus Holland live gesehen – und sei es in

Russland oder China. Es gibt aber auch

Überraschungen vor der Haustür. 

Das Reisen zu Artistentreffen und -prä-

mierungen in vielen Ländern der Welt ist ein

Teil der Arbeit des 78-jährigen Zirkus- und

Showproduzenten van der Meyden – die ihm

immer noch Vergnügen bereitet. Fast mo-

natlich weilt er fern seiner Villa in Den Haag.

Dann ist er mal in Wu Quian in China, im

spanischen Figueres, in Monte Carlo, Paris

oder Moskau. In Russland sei er im letzten

Jahr dreimal gewesen, erzählt er zwei Mona-

te vor der Premiere des Stuttgarter Welt-

weihnachtscircus. Die Engagements dafür

sind längst abgeschlossen und der Ablauf ist

mit dem Regisseur Patrick Rosseel bespro-

Von Festival zu Festival unterwegs 

D e r  P r o d u z e n t  H e n k  v a n  d e r  M e y d e n  r e i s t  r e g e l m ä ß i g  z u  d e n  A r t i s t e n t r e f f e n

„Als Zirkusmensch muss 

man das Geld aus dem 

Fenster schmeißen, dann 

kommt es durch die Tür 

wieder herein.“ Bernhard Paul, 

Eigentümer des Zirkusimperiums Roncalli

Luftartisten aus Nordkorea Foto: Klaus Wagner
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Gemeindetagspräsident und BBW-Spitzenvertreter zusammengetroffen

Im Fokus: die Bewältigung des  
Flüchtlingszustroms

Zur Bewältigung der anstehen-
den vielfältigen Aufgaben im 
Zusammenhang mit dem 
Flüchtlingszustrom fordern der 
Präsident des Gemeindetags, 

Roger Kehle, und der Vorsitzen-
de des BBW – Beamtenbund 
Tarifunion Volker Stich „ein 
schlüssiges und für die Bevöl-
kerung nachvollziehbares Kon-

zept“: „Wir brauchen Klarheit 
und alle, die wir kriegen kön-
nen: ehrenamtlich Tätige, akti-
ve Beschäftigte und Ruhe-
ständler.“

Die Flüchtlingskrise und alles, 
was damit zusammenhängt, 
standen im Mittelpunkt der Un-
terredung, zu der Präsident Keh-
le und BBW-Spitzenvertreter 
Mitte November in Stuttgart im 
Haus des Gemeindetags zusam-
mengetroffen sind. Präsident 
Kehle und BBW-Chef Stich wa-
ren sich einig, dass der von  
Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann propagierte Kurs 
„auf Sicht fahren“ zu wenig sei. 
Es sei höchste Zeit, dass die Ver-
antwortlichen in Bund und Land 
Farbe bekennen und sagen, „wie 
man’s schafft“. Gemeindetags-
präsident Kehle treibt im Zusam-
menhang mit der Flüchtlingszu-
wanderung noch eine andere 
Sorge um: Er befürchtet, dass die 
im Landeshaushalt für 2016 ein-
gestellten Mittel in Höhe von  
1,6 Milliarden Euro für die An-
schlussunterbringung der Asyl-
bewerber nicht ausreichen. 

BB
W

 < Der Präsident des Gemeindetags, Roger Kehle, und Spitzenvertreter des BBW – Beamtenbund Tarifunion sind Mit-
te November in Stuttgart zu einem Gedankenaustausch zusammengetroffen (von rechts): Gemeindetagspräsi-
dent Roger Kehle; Susanne Hauth, Justiziarin und Geschäftsführerin des BBW; Joachim Lautensack, stellvertreten-
der BBW-Vorsitzender; BBW-Chef Volker Stich.

Eingangsbesoldung die verfas-
sungsrechtlich festgeschriebe-
ne amtsangemessene Besol-
dung bei Berufseinsteigern im 
Beamtenverhältnis verletzt. 
Deshalb zieht der BBW jetzt 
auch vor Gericht, wenn nötig 
durch alle Instanzen.

Die anstehende Klage gegen das 
Land war für die „Stuttgarter 
Nachrichten“ nicht nur Anlass 
für einen Aufmacher auf Seite 1, 
sondern zudem für einen Kom-
mentar auf der gleichen Seite. 
Darin bezieht der Verfasser 
Frank Krause eindeutig Position: 
„Für die Koalition von Minister-
präsident Kretschmann ist die 
Klage und die zu erwartende 
bundesweite Diskussion darüber 
ein Stich ins Herz ihres Politik-
verständnisses. Jetzt rächt sich, 
dass der Regierungschef zwar 
gerne über Bürgerbeteiligung re-

det, im Fall des Beamtenbunds 
den Dialog aber sträflich ver-
nachlässigte. Wer so mit seinen 
eigenen Mitarbeitern umgeht, 
darf sich über Protest nicht wun-
dern.“

Die Entscheidung des BBW, ge-
gen das Land zu klagen, hat un-
terschiedliche Reaktionen aus-
gelöst. Laut einem Bericht der 
„Stuttgarter Nachrichten“ vom 
23. November 2015 reagierte 
der Finanzminister „gelassen“. 
CDU und FDP hingegen be-
grüßten das Vorgehen des 
BBW gegen die Absenkung der 
Eingangsbesoldung.

 < Regierungschef gibt sich 
gelassen, doch den Ärger 
kann er nicht verbergen

Während die beabsichtigte 
Klage des BBW gegen das Land 

den „Stuttgarter Nachrichten“ 
ein Aufmacher auf Seite 1 
wert war, fiel vier Tage später 
im gleichen Blatt die Meldung 
über die Reaktion von Minis-
terpräsident Winfried Kretsch-
mann (Grüne) wie eine Rand-
notiz aus. Die Botschaft: Der 
Regierungschef sieht der Klage 
des Beamtenbundes gegen die 
Absenkung der Eingangsbesol-
dung gelassen entgegen. Mehr 
noch, er räumt ihr „relativ ge-
ringe Aussicht auf Erfolg“ ein. 
Seinen Ärger über die Klagean-
kündigung konnte Kretsch-
mann allerdings nicht verber-
gen. Der ließ sich zwischen 
den Zeilen deutlich herausle-
sen.

Die Meldung über die Reaktion 
des Ministerpräsidenten auf 
die beabsichtigte Klage des Be-
amtenbundes wurde durch die 

Nachrichtenagentur dpa ver-
breitet und von beiden Stutt-
garter Zeitungen aufgegriffen. 
Während die „Stuttgarter 
Nachrichten“ Kretschmann le-
diglich mit den Sätzen zitierte: 
„Er selbst hätte den Rotstift 
lieber bei den Beamtenpensio-
nen angesetzt als bei den jun-
gen Leuten. Aber das sei ge-
setzlich nicht möglich“, fügte 
die „Stuttgarter Zeitung“ noch 
Kretschmanns Hinweis auf Ar-
tikel 33 Absatz 5 Grundgesetz 
hinzu samt Anmerkung des Re-
gierungschefs, dass „dieser 
überholte Artikel weitreichen-
de Einsparungen bei den Be-
amten verbiete“. Abschließen-
des Zitat Kretschmann: „Der 
knebelt uns halt, dieser Artikel, 
und ich muss mich zähneknir-
schend an ihn halten.“ 
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Gespräch mit dem Heidelberger Oberbürgermeister zur Flüchtlingskrise

Mehr Unterstützung vom Land gefordert
Im Patrick Henry Village in Heidelberg waren früher amerikanische 
Streitkräfte stationiert. Jetzt arbeiten dort Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes, darunter Bundeswehrsoldaten, Mitarbeiter des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) und viele Ehrenamtliche in der Flücht-
lingsaufnahme – am Limit. 
Aktuell sei die Bewältigung der 
Aufgaben gerade „noch mach-
bar“, sagte Heidelbergs Ober-
bürgermeister Dr. Eckart Würz-
ner Ende November im Ge-
spräch mit BBW-Chef Volker 
Stich. Wie lange noch, sei frag-
lich, da die Einrichtung ständig 
erweitert werde (derzeit 
5 000). Es fehle an Personal, ei-
ner Notfallklinik, Röntgengerä-
ten und manchem mehr, warnt 
Würzner und fordert vom Land 
mehr Unterstützung und 
schnellere Entscheidungen.

Der Gedankenaustausch mit 
dem Heidelberger Oberbür-
germeister gehört zu der Ge-
sprächsreihe, in deren Verlauf 
der BBW-Vorsitzende sich in 
den Städten und Gemeinden 
über den Stand der Entwick-
lung aufgrund der Flücht-
lingszuwanderung informie-
ren will. Ein weiterer Ge-
sprächspartner war bislang 
der Präsident des Gemeinde-
tags. 

Die Probleme aufgrund des 
anhaltenden Flüchtlingszu-
stroms bedeuten für viele 
Städte und Kommunen tag-
täglich eine neue Herausfor-
derung. Doch die Stadt Heidel-
berg nimmt dabei eine heraus-
ragende Stellung ein. Denn 
hier wurde  ein landesweites 
Drehkreuz eingerichtet, in 
dem bis zu drei Viertel aller in 
Baden-Württemberg ankom-
menden Flüchtlinge registriert 
und auf ihren Gesundheitszu-
stand untersucht werden. Di-
rekt nach Stellung des Asylan-
trags sollen die Flüchtlinge 
dann auf die Unterkünfte des 
Landes und der Kommunen 
verteilt werden, wo sie auf 

den Ausgang des Asylverfah-
rens warten, erläuterte Ober-
bürgermeister Würzner seinen 
Gesprächspartnern das Ver-
fahren. Er machte keinen Hehl 
daraus, dass die Bewältigung 
aller Aufgaben rund um das 
Asylverfahren immer schwie-
riger werde. Weil es an Perso-
nal fehle, habe er dem Bun-
desamt für Migration und 
Flüchtlinge bereits angeboten, 
hochqualifizierte Verwal-
tungskräfte der Stadt Heidel-
berg befristet „auszuleihen“, 
selbst wenn dadurch Dienst-
leistungen wie beispielsweise 
die Öffnungszeiten der Bür-
gerämter zurückgefahren wer-
den müssten.

Eine solche Entscheidung trifft 
man nicht gerne. Deshalb 
nimmt Würzner auch das Land 
in die Pflicht und fordert, wei-
tere Standorte zur Flüchtlings-
erstaufnahme zu aktivieren. 
Wichtig sei, dass das Land 
Strukturen schaffe und schlüs-
sige Konzepte für das weitere 
Vorgehen aufstelle. Die Einrich-
tung im Patrick Henry Village 
müsse – ebenso wie andere 
Standorte – gut ausgestattet 
werden, sowohl was Sozialbe-
treuung als auch Polizeipräsenz 
anbelangt. Generell fordert 
Oberbürgermeister Würzner 
eine bessere Ausstattung mit 
Polizeikräften, gegebenenfalls 
in mobilen Einheiten. Über-
haupt drängt Würzner auf 
mehr Unterstützung vom Land, 
aus gutem Grund. 

In der Region befinden sich 
derzeit rund 18 000 Flüchtlin-
ge, erläutert der Oberbürger-
meister die Lage. Angesichts 
der Wohnraumknappheit ste-

he er dadurch vor einer gewal-
tigen Herausforderung. Hei-
delberg investiere derzeit ge-
meinsam mit Partnern 400 
Millionen Euro, um in ehemali-
gen Kasernen 1 400 Wohnun-
gen für alle Bevölkerungsgrup-
pen zu schaffen, zum größten 
Teil im preiswerten Segment. 

Es ist nicht neu, dass Städte, wo 
Wohnraum generell knapp ist, 
größte Probleme haben, Unter-
künfte für Flüchtlinge zu schaf-
fen. Er habe die Erfahrung ge-
macht, sagt Oberbürgermeister 
Würzner, dass es bei der Suche 
nach freien Flächen wichtig sei, 
den Blick nicht nur auf Bundes-
liegenschaften zu lenken. Ziel 
müsse eine möglichst dezentra-
le Unterbringung von Flüchtlin-
gen sein. Deshalb drängt er das 
Land, Kommunen, die schnell 
handelten, finanziell besser zu 
unterstützen.  

BB
W

 < Trafen sich zu einem Gedankenaustausch (von rechts): BBW-Chef Volker 
Stich, der Heidelberger Oberbürgermeister Eckart Würzner und BBW-Jus-
tiziarin und Geschäftsführerin Susanne Hauth.
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BBW zur geplanten Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Kritik am Verfahren – zur Sache ein  
Bündel an Forderungen gestellt 
Das Land will die Hinzuverdienstgrenze für Ruhestandsbeamte in Ausnah-
mefällen aufheben. Das Finanzministerium hat deshalb einen Änderungs-
entwurf zum Landesbeamtenversorgungsgesetz auf den Weg gebracht. 
Der BBW hatte aufgrund des anhaltenden Flüchtlingszustroms dem 
Finanzministerium eine entsprechende Öffnungsklausel im Gesetz vor-
geschlagen. Vom Grundsatz her ist er deshalb auch mit dem vorgelegten 
Gesetzentwurf einverstanden. Er kritisiert jedoch das zugrunde liegende 
Verfahren und wartet in der Sache mit einem Bündel an Forderungen auf. 
Der Gesetzentwurf wurde am 
10. November 2015 vom Kabi-
nett gebilligt und soll per Vor-
griffsregelung bereits zum 1. De-
zember 2015 gelten.

Der BBW erhielt den Gesetzent-
wurf erst im Rahmen des for-
mellen Anhörungsverfahrens 
nach dem Kabinettsbeschluss 
und hatte somit im Vorfeld kei-
ne Möglichkeit, seinen Sachver-
stand in das Gesetzgebungsver-
fahren einzubringen. Entspre-
chend kritisch ist die Stellung-
nahme ausgefallen. Eine Politik 
des Gehörtwerdens bzw. ver-
trauensvolle Zusammenarbeit 
sehe anders aus, heißt es in dem 
Papier gleich zu Beginn. 

Kritisch angemerkt wird zudem, 
dass auch eine Abstimmung mit 
anderen Ressorts innerhalb der 
Landesregierung nicht hinrei-
chend erfolgt sei. So befinde sich 
derzeit ein Gesetzentwurf des 
Innenministeriums zur Ände-
rung des Landesbeamtengeset-
zes und anderer Vorschriften im 
Gesetzgebungsverfahren, in 
dem insbesondere vorgesehen 
ist, die freiwillige Weiterarbeit 
über die allgemeine Regelalters-
grenze hinaus bis zur Vollendung 
des 70. Lebensjahres zu ermögli-
chen, sofern das Hinausschieben 
im dienstlichen Interesse liegt 
(siehe dazu Artikel auf Seite 12). 

Der BBW fragt sich, wie es mög-
lich sein soll, diese beiden Ge-
setzentwürfe miteinander zu 

vereinbaren. Es dürfe jedenfalls 
nicht sein, dass derjenige, der 
sich für eine Weiterarbeit über 
die Pensionsgrenze entscheidet, 
schlechter gestellt wird als derje-
nige, der sich erst pensionieren 
lässt, um nach geraumer Zeit auf 
Basis der Neuregelung im Lan-
desbeamtenversorgungsgesetz 
in den Dienst zurückzukehren.

Um hier eine Abgrenzung vor-
nehmen zu können und auch 
eine Konkurrenzsituation zu ver-
meiden, regt der BBW an, nach 
dem Vorbild des Bundes im Sieb-
ten Besoldungsänderungsgesetz 
zu verfahren und in § 68 LBe-
amtVGBW eine Stichtagsrege-
lung aufzunehmen, dergestalt, 
dass die Ausnahmen bei der An-
rechnung von Verwendungsein-
kommen nicht für Beamte gel-
ten, die innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums erst nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bzw. nach einem Überlegungs-
zeitraum von wenigen Monaten 
in den Ruhestand treten. 

Des Weiteren fordert der BBW 
im Besoldungsrecht – ebenfalls 
wie im Bundesgesetz – als An-
reiz, um kurz vor dem Ruhestand 
stehende Beamtinnen und Be-
amten bei Bedarf für eine Wei-
terarbeit über die Ruhestands-
grenze hinaus gewinnen zu kön-
nen, die bestehende Zuschlags-
regelung in § 73 LBesGBW um 
einen weiteren Zuschlag in Höhe 
von 30 Prozent bei freiwilliger 
Weiterarbeit in der Flüchtlings-

verwaltung zu ergänzen, der im 
Gegensatz zu der in § 73 Abs. 2 
LBesGBW enthaltenen Regelung 
unabhängig davon gewährt 
wird, ob der Höchstruhegehalts-
satz bereits erreicht ist. 

Zudem fordert der BBW, eben-
falls dem Bundesgesetz entspre-
chend, dass Erwerbs- und Er-
werbsersatzeinkommen nicht 
monatsbezogen auf die Versor-
gungsbezüge angerechnet wer-
den, sondern eine Verteilung auf 
das ganze Kalenderjahr erfolgt, 
weil hierdurch Verwendungsein-
kommen bei kurzfristigen Tätig-
keiten regelmäßig anrechnungs-
frei bleiben. Zudem wirke sich 
eine solche Regelung auch ver-
waltungsvereinfachend aus, was 
ebenfalls im Bundesgesetz 
nachzulesen sei.

Über den vorliegenden Gesetz-
entwurf hinaus, fordert der BBW 
für die Bewältigung der anste-
henden Aufgaben im Zusam-
menhang mit dem Flüchtlings-
zustrom und mit Blick auf die 
Notwendigkeit, auch für die Zu-
kunft sicherzustellen, dass der 
öffentliche Dienst über ausrei-
chend qualifiziertes Fachperso-
nal verfügt, auch die aktiven Be-
amten in den Blick zu nehmen. 

So zählten zum Beispiel die Ver-
mittlung der deutschen Sprache 
sowie der gesellschaftlichen 
Werte und Normen, aber auch 
die Darstellung wirtschaftlicher 
und beruflicher Grundsätze in 

der Bundesrepublik Deutsch-
land zu den entscheidenden 
„Gelingensfaktoren“ bei der In-
tegration von Flüchtlingen und 
Asylbewerbern mit Bleibepers-
pektive. Dazu bedürfe es aber 
künftig beispielweise an den 
Beruflichen Schulen vornehm-
lich auch jüngerer Lehrerinnen 
und Lehrer, die dafür kurzfristig 
im Wege der Lehrerfortbildung 
und mittelfristig bei der Lehrer-
ausbildung besonders zu quali-
fizieren sind.

Der BBW hält in diesem Zusam-
menhang die abgesenkte Ein-
gangsbesoldung sowie die Ab-
senkung des Beihilfebemes-
sungssatzes auf 50 Prozent für 
neu eingestellte Beamtinnen 
und Beamte für absolut kon-
traproduktiv, um für qualifizier-
ten Nachwuchs in der öffentli-
chen Verwaltung zu sorgen. Er 
fordert daher nachdrücklich die 
Rücknahme der abgesenkten 
Eingangsbesoldung. Im Übrigen 
hält der BBW weitere Maßnah-
men für die aktiv Beschäftigten, 
die mit immenser Kraftanstren-
gung und Engagement im öf-
fentlichen Dienst arbeiten, für 
dringend notwendig. So müss-
ten beispielsweise auch Über-
stunden beziehungsweise 
Mehrarbeit finanziell stärker 
honoriert werden. 

Des Weiteren fordert der BBW, 
dass das vor der Dienstrechtsre-
form mögliche vorzeitige Vorrü-
cken in die nächste Stufe bei 
dauerhaft herausragenden Leis-
tungen (Leistungsstufe) wieder 
im Besoldungsrecht eingeführt 
wird. Außerdem drängt er dar-
auf, leistungs- und motivations-
feindliche Stellenbesetzungs- 
und Beförderungssperren sowie 
die Stellenobergrenzenverord-
nung zu streichen, zumindest je-
doch für einen begrenzten Zeit-
raum aufzuheben. 
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Änderung des Landesbeamtengesetzes

BBW bezieht vor Innenausschuss Position
Das Land will die Möglichkeit zur freiwilligen Weiterarbeit nach Erreichen 
der Pensionsgrenze auf 70 Jahre anheben, allerdings unter dem Vorbe-
halt, dass die Weiterarbeit im dienstlichen Interesse steht. Der BBW lehnt 
dieses Ansinnen ab. Vor dem Innenausschuss des Landtags hat BBW-Chef 
Volker Stich am 11. November 2015 die Position des BBW im Rahmen einer 
öffentlichen Anhörung zum Gesetzentwurf der Landesregierung zur Ände-
rung des Landesbeamtengesetzes begründet. Der Landtag hat das Gesetz 
am 25. November 2015 beschlossen.

In der Organisation vertritt 
man die Ansicht: Das Land 
muss zunächst die Absenkung 
der Eingangsbesoldung und die 
Verschlechterungen bei der 
Beihilfe zurücknehmen, um für 
qualifizierten Nachwuchs in 
der Verwaltung zu sorgen. 
Vor dem Innenausschuss des 
Landtags erklärte BBW-Chef 
Stich im Einzelnen:

 < Freiwillige Weiterarbeit  
bis zur Vollendung des  
70. Lebensjahres

 > Der BBW lehnt die Möglich-
keit der freiwilligen Weiterar-
beit über die allgemeine Re-
gelaltersgrenze hinaus bis zur 
Vollendung des 70. Lebens-
jahres, wenn dies im dienstli-
chen Interesse liegt, aus 
mehreren Gründen ab.

 > Vor einer freiwilligen Verlän-
gerung der freiwilligen Wei-
terarbeit bis 70 müssen nach 
Auffassung des BBW zunächst 
die Verschlechterungen für 
neu eingestellte Beamtinnen 
und Beamten zurückgenom-
men werden, um für qualifi-
zierten Nachwuchs in der öf-
fentlichen Verwaltung zu sor-
gen. Es kann nicht sein, dass 
junge Leute durch schlechtere 
Bedingungen davon abgehal-
ten werden, einen Beruf im 
öffentlichen Dienst zu ergrei-
fen, und stattdessen am an-
deren Ende die freiwillige 
Weiterarbeit nach hinten bis 
70 ausgedehnt wird, um den 
Personalbedarf zu decken.

 > Daher fordert der BBW zu al-
lererst die Rücknahme der 
abgesenkten Eingangsbesol-
dung sowie der Verschlechte-
rungen im Beihilferecht, wie 
zum Beispiel der Absenkung 
des Beihilfebemessungssat-
zes auf 50 Prozent.

 > Der Anspruch auf Hinaus-
schiebung des Eintritts in den 
Ruhestand, soweit dienstliche 
Interessen nicht entgegenste-
hen, bis zum Ablauf des Jah-
res 2028 (§ 39 LBG, Art. 62 § 3 
DRG) war Bestandteil der Of-
fensive für freiwillige Weiter-
arbeit, ein Gesamtpaket, das 
maßgeblich der BBW mit der 
damaligen Landesregierung 
geprägt hat. 

 > Die einseitige Änderung da-
hingehend, dass auch für die-
sen Zeitraum freiwillige Wei-
terarbeit nur möglich sein 
soll, wenn sie im Interesse 
des Dienstherrn liegt, lehnt 
der BBW ab. Bei der Einfüh-
rung durch das Dienstrechts-
reformgesetz wurde davon 
ausgegangen, dass durch die 
freiwillige Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit Einsparun-
gen möglich sind (vergl. LT-
Drs. 14/6694, S. 389). Der Ein-
sparbetrag wurde vom Minis-
terium für Finanzen und 
Wirtschaft bei der Einführung 
kumulativ von 2012 bis 2029 
in Höhe von rund 185,9 Milli-
onen Euro beziffert, das heißt 
rund 10,3 Millionen Euro pro 
Jahr. Die Frage, woraus dieses 
Einsparvolumen dann alter-

nativ generiert werden soll, 
ist nach wie vor offen.

 > Die Änderung des Anspruchs 
im Rahmen der Übergangsre-
gelung beinhaltet für uns 
auch erhebliche Widersprü-
che: Während einerseits per-
sonalwirtschaftlichen Erfor-
dernissen ein anderer Stellen-
wert eingeräumt und die Or-
ganisationshoheit des Dienst-
herrn gestärkt werden soll, 
bedeutet dies andererseits 
ein fatales Signal für diejeni-
gen, die freiwillig weiterar-
beiten können und wollen. … 
Wenn die Landesregierung zu 
einer freiwilligen Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit 
steht, muss sie dieses Ziel 
durch motivierende Maßnah-
men unterstützen und nicht 
zusätzlich erschweren.

 > Dies gilt insbesondere vor 
dem Hintergrund des Flücht-
lingszustroms, der einen 
enormen Personalbedarf im 
öffentlichen Dienst hervor-
ruft. Was wir angesichts des 
Personalmangels brauchen, 
sind Anreize, die Beschäftig-
ten länger im Dienst zu hal-
ten, statt Eingriffe in beste-
hende Regelungen, die sich 
bewährt haben.

 > Der BBW begrüßt, dass die 
Übergangsregelung auf un-
sere Forderung hin in Artikel 
22 § 3 Abs. 1 DRG gegenüber 
dem Anhörungsentwurf bei 
den Sonderaltersgrenzen um 
zwei Jahre erweitert wurde 

(vor dem 1. Januar 1958 ge-
borene Beamtinnen und Be-
amten). Eine weitere Verbes-
serung der Übergangsrege-
lung im Rahmen des Vertrau-
ensschutzes halten wir auch 
bei den Beamtinnen und Be-
amten, die unter die allge-
meine Altersgrenze fallen, für 
angezeigt (bisheriger Gesetz-
entwurf: die vor dem 1. Januar 
1953 geboren sind).

 > Der BBW wendet sich aus-
drücklich gegen Forderungen, 
den Besoldungszuschlag bei 
Hinausschiebung der Alters-
grenze (§ 73 LBesGBW) zu 
streichen. 

 > Bezüglich der Beteiligung der 
Personalvertretung begrüßt 
der BBW, dass das geltende 
Recht beibehalten werden 
soll und die Personalvertre-
tung weiterhin nur mitbe-
stimmt, wenn ein Antrag auf 
Hinausschiebung des Ruhe-
stands abgelehnt werden soll 
und die Beamtin oder der Be-
amte die Personalratsbeteili-
gung beantragt (§ 75 Abs. 3 
Nr. 14 LPVG). 

 < Rückführung der  
Sonder altersgrenze für  
Beamtinnen und Beamte 
im Einsatzdienst der  
Feuerwehr auf Vollendung 
des 60. Lebensjahres

 > Der BBW begrüßt die Rück-
führung der Sonderalters-
grenze für den Eintritt in den 
Ruhestand kraft Gesetzes der 
Beamtinnen und Beamten 
des Einsatzdienstes der Feuer-
wehr und die damit zusam-
menhängenden Nebenrege-
lungen auf den Rechtsstand 
vor der Dienstrechtsreform 
ausdrücklich. Die aufgeführ-
ten Argumente entsprechen 
im Wesentlichen unseren da-
maligen Argumenten zur Ver-
hinderung dieser Rechtsände-
rung.
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 > Der BBW fordert jedoch, auch 
die Sonderaltersgrenzen für 
den allgemeinen Polizeivoll-
zugsdienst, den allgemeinen 
Vollzugsdienst sowie den 
Werksdienst bei den Voll-
zugsanstalten zu überprüfen. 
Argumente, die heute für die 
Rückführung bei der Feuer-
wehr angeführt werden, kön-
nen eins zu eins auf operative 
Tätigkeiten des Polizeivoll-
zugsdienstes, des allgemei-
nen Vollzugsdienstes sowie 
des Werksdienstes bei den 
Vollzugsanstalten übertra-
gen werden. Auch hat die 
grün-rote Landesregierung in 
ihrem Koalitionsvertrag die 
Überprüfung für Altersgren-
zen in Aussicht gestellt. 

 > So ist beispielsweise das be-
lastende und gefahrgeneigte 
Handlungsspektrum langjäh-
rig operativ tätiger Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und -beam-
ten wesentlich weiter zu fas-
sen als das der Beamten im 
Einsatzdienst der Feuerwehr. 
Die Polizeibeamten als „Waf-
fenträger“ und sichtbares 
Symbol der Staatsgewalt mit 
permanenten, meist mit 
spontanen akuten Grund-
rechtseingriffen verbundenen 
Amtshandlungen sind bei-
spielsweise sehr viel häufiger 
und immer weiter zuneh-
mend Aggression, Brutalität 
und Gewalterscheinungen im 
täglichen Dienst und in be-
sonderen Einsatzlagen ausge-
setzt. Gerade die Beamtinnen 
und Beamten im Schicht- und 
Wechselschichtdienst (opera-
tiver Polizeivollzugsdienst) 
sind ganz überwiegend von 
solchen tätlichen Angriffen 
betroffen. Die extrem hohe 
Einsatzdichte und Einsatzbe-
lastung (Regeldienst und in 
Einsatzeinheiten) hat sich 
auch noch durch die Polizeire-
form leider nicht positiv ver-
ändert. Vielmehr steigen die 
Einsatzbelastungen und dar-
aus resultierenden Gesund-
heitsgefahren immer weiter 
(Fußballeinsätze, gewalttäti-
ges Demonstrationsgesche-
hen, Flüchtlingsproblematik 
usw.). So können auch zusätz-

liche Sonderurlaubstage für 
lebensältere Beamte oder al-
ternative Maßnahmen eine 
grundsätzliche Rückführung 
zur alten Regelung bei der 
Sonderaltersgrenze nicht an-
satzweise ausgleichen.

 > Schließlich verweist der BBW 
auf die bereits im Rahmen 
der Dienstrechtsreform hilfs-
weise für Beamtinnen und 
Beamte des Polizeivollzugs-
dienstes, des allgemeinen 
Vollzugsdienstes und des 
Werksdienstes bei den Voll-
zugsanstalten aufgrund der 
besonderen Anforderungen 
und Belastungen des Diens-
tes erhobenen Forderungen 
nach sachgerechten Aus-
gleichsmaßnahmen, zum Bei-
spiel von spezifischen dienst-
zeitabhängigen Abschlägen 
bei der Sonderaltersgrenze. 
Der BBW favorisiert dabei für 
jedes Jahr Dienst in einer sol-
chen besonders belastenden 
Einheit einen Zeitabschlag 
von einem Monat. So könnte 
eine Beamtin oder ein Beam-
ter mit 24 Jahren Schicht-, 
Wechselschichtdienst oder 
vergleichbarer Funktionen 
zwei Jahre früher in Pension 
treten. Für eine spezielle Aus-
gestaltung und weitere Alter-
nativen sind wir gerne ge-
sprächsbereit.

 < Weitere Verbesserungen 
der Vereinbarkeit von  
Familie, Pflege und Beruf

 > Der BBW begrüßt, dass die 
durch das am 1. Januar 2015 
in Kraft getretene Gesetz zur 
besseren Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Beruf vor-
genommenen Änderungen 
wie vom BBW gefordert, wir-
kungsgleich und systemkon-
form in das Dienstrecht über-
tragen werden sollen. Nach 
den vorgesehenen Änderun-
gen in § 74 Abs. 1 LBG soll Be-
amtinnen und Beamten in ei-
ner akuten Pflegesituation 
oder zur Sicherung der pfle-
gerischen Versorgung in die-
ser Zeit ein Anspruch auf bis 
zu zehn Tage Fernbleiben 
vom Dienst, davon neun Ar-

beitstage unter Belassung 
der Bezüge, gewährt werden. 
Hier hätten wir uns – wie 
auch bei der Anpassung der 
geltenden Regelungen für 
Sonderurlaub zur Betreuung 
erkrankter Kinder – jeweils 
eine zehntägige Freistellung 
unter Belassung der Bezüge 
aufgrund des Gleichklanges 
mit dem Arbeitnehmerbe-
reich gewünscht.

 > Der BBW begrüßt, dass auch 
für Beamtinnen und Beamte 
ein Anspruch auf finanzielle 
Förderung in Form eines zins-
losen Darlehens zur Bewälti-
gung des Lebensunterhalts 
während der Freistellung in 
Form von Gehaltsvorschüs-
sen ermöglicht werden soll. 
Eine entsprechende gesetzli-
che Grundlage (§ 87a LBes-
GBW) ist im Gesetzentwurf 
zur Änderung des Landesbe-
soldungsgesetzes Baden-
Württemberg (Drucksache 
15/7417) und einer Rechts-
verordnung zur Gewährung 
von Vorschüssen bei Pflege-
zeiten enthalten.

 > Der BBW kritisiert nach wie 
vor, dass die Regelungen zu 
den Pflegezeiten erst am Tag 
nach der Verkündung in Kraft 
treten sollen. Wir fordern, 
das Inkrafttreten rückwir-
kend auf den 1. Januar 2015 
festzusetzen, damit Beamte, 
die seit dem 1. Januar 2015 
eine Dienstbefreiung unter 
Wegfall der Dienstbezüge zur 
Pflege in Anspruch genom-
men haben, nicht schlechter 
gestellt werden als Arbeit-
nehmer außerhalb und inner-
halb des öffentlichen Diens-
tes im Land Baden-Württem-
berg. Das rückwirkende In-
krafttreten auf den 1. Januar 
2015 wurde beispielsweise in 
Bayern oder auch im Bund 
durch eine entsprechende 
Vorgriffsregelung sicherge-
stellt.

 < Vereinheitlichung der  
Mindestquote für  
unterhälftige Teilzeit-
beschäftigung (§69 Abs. 2, 
§ 74 Abs. 2, Abs. 4 LBG)

 > Der BBW begrüßt die einheit-
liche Quote von unterhälfti-
ger Teilzeitbeschäftigung in-
nerhalb und außerhalb der El-
ternzeit (25 Prozent); diese 
Forderung hatte der BBW be-
reits im Rahmen der Dienst-
rechtsreform erhoben. Nach 
wie vor sollte jedoch die Stel-
lenbewirtschaftung (§ 3  
Abs. 1 Staatshaushaltsgesetz 
2015/2016) weiter flexibili-
siert werden, damit Stellen 
ausgeschöpft werden können.

 > Der BBW begrüßt die Positio-
nierung der Landesregierung, 
wonach unterhälftige Teilzeit 
eine besondere Ausnahme 
von den hergebrachten 
Grundsätzen des Berufsbe-
amtentums darstellt und auf-
grund des Grundsatzes der 
Hauptberuflichkeit nur bei 
Vorliegen besonderer Gründe 
ermöglicht werden kann. In 
diesem Rahmen fordert der 
BBW jedoch, einen Anspruch 
auf unterhälftige Teilzeitbe-
schäftigung vorzusehen und 
sie auch für schwerbehinder-
ten Beamtinnen und Beamte 
zu ermöglichen. 

DEUTSCHLAND

Reise und Erholung

Holzzuber-Wellness-Tage
2 Ü/HP, Moorbad, Rückenölmassage,
Thermalbad, Sauna und mehr
pro Person im DZ ab � 222,-
Beihilfefähige Kuren möglich.

Moorsanatorium-Kurhotel am Reischberg
Inhaber Stadt Bad Wurzach
Karl-Wilhelm-Heck-Str. 12
88410 Bad Wurzach, 0 75 64/30 40
www.kurhotel-am-reischberg.de
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Maßnahmenkatalog zur sozialverträglichen Umsetzung 

Notariats- und Grundbuchamtsreform 
nimmt Fahrt auf 

Die Notariats- und Grundbuch-
amtsreform nimmt Fahrt auf. 
Nachdem der Ministerrat am 
13. Oktober 2015 dem zweiten 
Teil des Maßnahmenpakets zur 
sozialverträglichen Umsetzung 
des Reformvorhabens zuge-
stimmt hat, wandte sich das 
Justizministerium mit Informa-
tionsschreiben an die Betroffe-
nen, in denen ihnen aufgezeigt 
wird, welchen beruflichen Wer-
degang sie im Zuge der Reform 
einschlagen können.

Auszüge aus dem Maßnah-
menkatalog zur sozialverträgli-
chen Umsetzung der Notariats- 
und Grundbuchamtsreform im 
Unterstützungsbereich der No-
tariate (Tarifbeschäftigte): 

I.  Wechsel zu einer Nurnotarin 
oder einem Nurnotar 

Zum 1. Januar 2018 werden 
nach derzeitigem Stand  
insgesamt 243 Notarinnen und 
Notare beziehungsweise 
Notarvertreterinnen und 
Notarvertreter (Baden: 90, 
Württemberg: 153) aus dem 
Beamtenverhältnis ausschei-
den und in das Amt eines 
selbstständigen Notars oder ei-
ner selbstständigen Notarin an 
landesweit 138 Amtssitzen 
wechseln. 

Damit fallen die Aufgaben im 
Beurkundungsbereich jedoch 
nicht weg. Vielmehr besteht ab 
dem Jahr 2018 bei den Nurno-
tarinnen und Nurnotaren ein 
erheblicher Bedarf an den gut 
ausgebildeten und erfahrenen 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des Landes, die bereit 
sind, auch über das Jahr 2017 
hinaus – wenn auch in einem 
anderen Umfeld – in ihrem 
vertrauten Aufgabengebiet 
tätig zu sein. 

1.  Ausscheiden aus dem  
Landesdienst  

 > Wer unmittelbar zum Stich-
tag am 1. Januar 2018 unter 
Ausscheiden aus dem Lan-
desdienst eine Tätigkeit bei 
einer Nurnotarin oder einem 
Nurnotar aufnehmen will, 
kann den Abschluss eines 
Auflösungsvertrages unter  
Gewährung einer Wechsel-
prämie zum 31. Dezember 
2017 beantragen.

 > Die Arbeitsbedingungen für 
die Tätigkeit im freien Notari-
at werden im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen 
einzelvertraglich mit der Nur-
notarin oder dem Nurnotar 
vereinbart. Anders als bei der 
ursprünglich angedachten 

Personalgestellung nach § 4 
Abs. 3 TV-L sind die Beteilig-
ten dabei nicht an den TV-L 
gebunden. Die Vergütung 
kann individuell und unab-
hängig von der derzeitigen 
tariflichen Eingruppierung 
bemessen werden.

2.  Wechsel unter vorüber-
gehendem Fortbestand des 
Arbeitsverhältnisses durch 
Inanspruchnahme von  
Sonderurlaub gemäß  
§ 28 TV-L 

 > Wer sich nicht gleich ent-
scheiden will, kann sich bei 
vorübergehend fortbeste-
hendem Arbeitsverhältnis 
mit dem Land mit der neuen 
Tätigkeit bei einer Nurnotarin 
oder einem Nurnotar sowie 
den Rahmenbedingungen 
vertraut machen, um sich auf 
dieser Grundlage dann für 
oder gegen einen endgülti-
gen Wechsel zu der Nurnota-
rin oder dem Nurnotar zu 
entscheiden. 

 > Unbefristeten Tarifbeschäf-
tigten, die eine Tätigkeit bei 
einer Nurnotarin oder einem 
Nurnotar aufnehmen wollen, 
kann auf Antrag befristet 
Sonderurlaub unter Verzicht 
auf die Fortzahlung des Ent-
gelts gemäß § 28 TV-L ge-
währt werden.

 > Der Sonderurlaub wird auf 
Antrag beginnend ab 1. Janu-
ar 2018 befristet für die Dau-
er von fünf Jahren gewährt. 
Allerdings besteht kein An-
spruch auf Gewährung von 
Sonderurlaub. 

 > Mit all jenen, die nach Ablauf 
des Sonderurlaubs endgültig 
zu der Nurnotarin oder dem 
Nurnotar wechseln wollen 
beziehungsweise sich unab-

hängig hiervon beruflich an-
derweitig orientieren möch-
ten, schließt das Land – sofern 
keine Kündigung des Betref-
fenden vorliegt – auf Antrag 
einen Auflösungsvertrag ab. 
Anderenfalls lebt das Be-
schäftigungsverhältnis mit 
dem Land automatisch wie-
der auf und der Betroffene 
setzt seine Tätigkeit im Lan-
desdienst fort.  

 > Allen, die sich eine Tätigkeit 
bei einer Nurnotarin oder ei-
nem Nurnotar vorstellen kön-
nen, rät das Justizministeri-
um, selbst die Initiative zu er-
greifen: Sprechen Sie die Sta-
tuswechslerinnen und Status-
wechsler in Ihrer Region an 
und erkundigen Sie sich bei 
diesen, ob eine Beschäfti-
gungsmöglichkeit besteht. 

II.  Ausscheiden aus dem  
Landesdienst: Abschluss  
eines Auflösungsvertrages 
unter Inanspruchnahme  
einer Wechselprämie

Unbefristete Tarifbeschäftigte 
im Unterstützungsbereich der 
Amtsnotariate, die erwägen, 
aufgrund der Notariats- und 
Grundbuchamtsreform aus 
dem Landesdienst auszuschei-
den, können den Abschluss ei-
nes Auflösungsvertrages unter 
Gewährung einer Wechselprä-
mie beantragen. 

Der Abschluss eines Auflö-
sungsvertrages richtet sich 
nach der Richtlinie des Landes 
Baden-Württemberg über die 
Zahlung einer Wechselprämie 
an Tarifbeschäftigte, die im 
Rahmen der Notariats- und 
Grundbuchamtsreform freiwil-
lig aus dem Landesdienst aus-
scheiden (RL Notariats- und 
Grundbuchamtsreform Wech-
selprämie).  

M
EV



 z Persönlichkeitsmanage-
ment – Meine Zeit  
gehört ... wem?

Seminar 2016 B049 GB vom  
21. bis 23. Februar 2016 in  
Königswinter.
Aufbauend auf die persönlichen 
Erfahrungen und Wünsche der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
gewinnen Sie Einblicke in die 
Stärken und Verbesserungsmög-
lichkeiten Ihrer bisherigen Zeit-
management-Strategien. Mit 
den im Seminar angebotenen In-
strumenten lassen sich Lösungen 
für kritische Situationen finden. 
Dabei wird das professionelle 
Verhalten im Kollegium samt 
Aufgaben und Ansprüchen the-
matisiert. Auf der Grundlage der 
erlernten Methode erarbeiten 
die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer ein Zeitmanagement, 
das ihre Selbstwirksamkeit in der 
Zeitorganisation erhöht und da-
mit Zufriedenheit in der Arbeit 
sowie in der Balance von Beruf 
und Familie verbessern hilft. 

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Dienstrecht
Seminar 2016 B053 GB vom  
23. bis 26. Februar 2016 in  
Königswinter. 
Im Mittelpunkt dieses Seminars 
steht das Dienstrecht in Baden-
Württemberg mit Beamten-
(status)recht, Besoldungsrecht 
und Beamtenversorgungsrecht. 
Ein weiteres Thema ist das Beihil-
ferecht in Baden-Württemberg.
(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 198 Euro

 z Moderne Gewerkschafts-
organisation, Mitglieder-
gewinnung und  
-betreuung

Seminar 2016 B032 GB vom  
3. bis 5. April 2016 in  
Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
ehrenamtliche Amtsinhaber, 
wobei die Optimierung der Ge-
werkschaftsarbeit im Vorder-
grund steht.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Kommunikations-
management – bei  
Gesprächen überzeugend 
argumentieren

Seminar 2016 B086 GB vom  
17. bis 19. April 2016 in  
Königswinter.

Verhandlungen bestimmen ei-
nen Teil des beruflichen Alltags. 
Ob neue Prozesse oder Projekte 
zu steuern oder Beratungsge-
spräche zu führen sind, häufig 
stellt sich dabei die Aufgabe, 
Ziele im Auge zu behalten und 
Partner einzubeziehen. Dabei 
muss überzeugend argumen-
tiert werden. Es bedarf einer ge-

schickten und lösungsorientier-
ten Verhandlungsführung. Die 
Teilnehmer und Teilnehmerin-
nen lernen, ihre Standpunkte in 
Verhandlungen so darzustellen, 
dass sich ihre Ziele in den Ergeb-
nissen zeigen. In Übungen und 
Rollenspielen werden Auftreten, 
Rhetorik und Körpersprache trai-
niert. Geübt wird, wie man sich 
auf Verhandlungen richtig vor-
bereitet und wie man die Ge-
sprächsführung steuert. Es  
können auch schwierige Ver-
handlungsgespräche behandelt 
werden, die zum Beispiel am  
Telefon stattfinden. 
(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z EDV-Schulung –  
Digitale Fotografie/ 
Bildbearbeitung

Seminar 2016 B110 GB vom  
17. bis 19. April 2016 in Königs-
winter.

Seminarangebote im Jahr 2016
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion  
im Jahr 2016 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:
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Joachim Lautensack zum Landesehrenvorsitzenden ernannt

An der Spitze der DPolG steht jetzt Ralf Kusterer
Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft in Baden-Württemberg 
hielt am 19. Und 20. Novem-
ber 2015 in Stuttgart ihren 
20. Landeskongress ab. Nach 
dem Ergebnis der Personal-
ratswahl vertritt sie zwei 
Drittel der Polizeibeschäftig-
ten des Landes und ist damit 
die mit Abstand stärkste Be-
rufsvertretung der Polizei in 
Baden-Württemberg.

Bei den turnusmäßigen Neu-
wahlen des Landesvorstandes 
wurde Ralf Kusterer mit großer 
Mehrheit zum neuen Vorsit-
zenden gewählt. Sein Vorgän-
ger Joachim Lautensack wurde 
nach zwölf Jahren überaus er-
folgreicher Amtsführung zum 

Ehrenvorsitzenden ernannt. Als 
erster Gratulant dankte DPolG-
Landesehrenvorsitzender Die-
ter Berberich, gleichzeitig Lan-
desvorsitzender des Senioren-
verbandes, dem scheidenden 
Vorsitzenden für seine überaus 
erfolgreiche Arbeit und 
wünschte dem neuen Vorsit-
zenden Erfolg bei der Fortset-
zung der Erfolgsgeschichte die-
ser Polizeivertretung in Baden-
Württemberg.

Zur Öffentlichkeitsveranstal-
tung des Kongresses war ne-
ben Gästen aus Politik, Verwal-
tung, Gesellschaft, Verbänden 
und wirtschaftlichen Vertrags-
partnern auch die Polizeifüh-
rung des Landes eingeladen.  

 < Der neue DPolG-Landesvorsitzende Ralf Kusterer mit seinen Vorgängern 
Joachim Lautensack und Dieter Berberich, die inzwischen beide Ehren-
vorsitzende der DPolG Baden-Württemberg sind (von rechts).
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In diesem Seminar erlernen die 
Teilnehmer die digitale Bildbe-
arbeitung und das Erstellen von 
Fotobüchern. PC-Grundkennt-
nisse erforderlich.
(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z EDV-Schulung „Tablet“
Seminar 2016 B141 GB vom  
1. bis 3. Juni 2016 in  
Königswinter. 
In diesem Seminar erlernen die 
Teilnehmer den Umgang und die 
Möglichkeiten von Tablet-PCs.
(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Personal- und  
Organi sationsentwicklung 
im Lichte von veränderten 
gesellschaftlichen,  
globalen und politischen 
Erfordernissen – Wie  
reagieren wir?

Seminar 2016 B145 GB vom  
5. bis 7. Juni 2016 in  
Königswinter.
Verwaltungsstruktur im Wan-
del mit Besuch des Ministeri-
ums für Verteidigung und  
dortige Info über die Bundes-
wehrverwaltung.
(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement
Seminar 2016 B152 GB vom  
10. bis 12. Juni 2016 in Königs-
winter.
Wie entsteht Stress? Was kann 
ich dagegen tun, im Beruf und im 
Alltag? In diesem Seminar kön-
nen die Teilnehmer ihr „persönli-
ches Gesundheitsmanagement“ 
erlernen. Als zentrale Punkte ste-
hen dabei die Fragen – Umgang 
mit und Bewältigung von Stress 

– richtige Ernährung – Bewegung 
und Sport – im Mittelpunkt. Zu-
dem üben Sie, sich zu entspan-
nen, erfahren hautnah die Be-
deutung von Sport und 
Bewegung und lernen, warum 
Ernährung und Wohlbefinden 
viel miteinander zu tun haben.
(Wochenendseminar)
(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Personalmanagement – 
Personal gewinnen,  
Personal halten –  
Anforderungen an das  
Personalmanagement

Seminar 2016 B169 GB vom  
10. bis 12. Juli 2016 in  
Königswinter.

Bei diesem Praxisseminar zur 
Sozial- und Methodenkompe-
tenz werden Grundkenntnisse 
der Moderationsplanung ver-
mittelt. Unter Anknüpfung an 
die Kenntnisse der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer wird 
in die Moderationstechniken 
eingeführt und erprobt, wie 
diese bei Besprechungen, in Ar-
beitsgruppen- und Teamsitzun-
gen, in komplexen Planungs- 
und Sozialgremien sowie bei 
Tagungen oder Seminaren an-
gewendet werden können. Ziel 
ist es, den Moderationsstil der 
Teilnehmer/-innen aufzufri-
schen, ihnen aber auch den pra-
xisnahen Einsatz der Methoden 
in ihren Aufgabenfeldern zu er-
möglichen.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der  
Büroarbeit

Seminar 2016 B173 GB vom  
15. bis 17. Juli 2016 in  
Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund-
heitsmanagement“ bei der täg-
lichen Büroarbeit eingegangen. 
Es geht dabei um Stress und um 
wirksame Methoden, diesen zu 
vermeiden beziehungsweise zu 
bewältigen. Weiterhin wird auf 
die schützende und stressredu-
zierende Wirkung von Entspan-
nung, Sport und Bewegung  
eingegangen und in der prakti-
schen Anwendung geübt. Wei-
tere Übungen und Tipps für den 
Hals-, Schulter- und Rückenbe-
reich runden dieses Seminar ab.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Konfliktmanagement – 
Auseinandersetzungen im 
Kollegenkreis konstruktiv 
bewältigen

Seminar 2016 B175 GB vom  
19. bis 21. Juli 2016 in  
Königswinter.

Wenn Menschen gemeinsam 
arbeiten, entstehen auch Kon-
flikte. Wer kennt sie nicht – un-
terschiedliche Meinungen und 
Interessen oder den stillen Är-
ger über Kolleginnen und Kolle-
gen, Vorgesetzte und Mitarbei-
ter? Was passiert da eigentlich 
und welche Lösungsmöglichkei-
ten können ergriffen werden? 
Dort setzt das Seminar an. Im 
Mittelpunkt steht die lösungs-
orientierte Gesprächsführung. 
Dargestellt wird, wie aus einer 
schwierigen Ausgangslage eine 
zukunftsfähige Situation ent-
stehen kann. Die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer erfahren, 
was sie dazu beitragen können. 
Sie reflektieren ihr eigenes Kon-
fliktverhalten und lernen, wie 
sie sich gut auf ein Konfliktge-
spräch im Kollegium und bei 
Mitarbeitern vorbereiten kön-
nen. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Tarifpolitik
Seminar 2016 B240 GB vom  
24. bis 26. Oktober 2016 in  
Baiersbronn.

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich für Arbeitnehmer-
fragen (Tarifrecht) interessie-
ren.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 180 Euro

Über unser Seminarangebot  
hinaus bieten wir auch die 
Möglichkeit, über „Voucher“ 
Seminare der dbb akademie zu 
buchen. Mit diesen Gutschei-
nen besteht die Möglichkeit, 
vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka-
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe 
„Q“ vor der Seminarnummer) 
und fragen dann beim BBW 
nach, ob für diese Veranstal-
tung Voucher zur Verfügung 
stehen. Unabhängig von dem 
im Seminarprogramm veröf-
fentlichten Teilnehmerbetrag 
verringert sich dieser, durch die 
Inanspruchnahme des Vouchers 
auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot 
wollen wir unseren Mitgliedern 
die Möglichkeit einräumen, zu 
vergünstigten Teilnehmerge-
bühren von dem vielseitigen 
Seminarangebot der dbb aka-
demie Gebrauch zu machen. 

Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare be-
reit. Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.
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